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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz zur Neuregelung des Landesreisekostenrechts sowie zur Anpassung einer bei-
hilferechtlichen Regelung im Landesbeamtengesetz 
 
 
 
A  Problem 
 
Das Reisekostenrecht bedarf der Modernisierung und Rechtsvereinfachung, um die Durchfüh-
rung und Administrierbarkeit von Dienstreisen zu erleichtern und deren beschleunigte Abwick-
lung zu ermöglichen. 
 
Zudem ist die Bestimmung im Landesbeamtengesetz für die Leistung von Beihilfen in  
Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen mit der darin enthaltenen Ermächtigungsgrund-
lage für den Erlass der Beihilfenverordnung aufgrund der zwischenzeitlichen Entwicklungen 
anpassungsbedürftig. 
 
 
B Lösung 
 
Die Neuregelung des Landesreisekostengesetzes zielt darauf ab, die reisekostenrechtlichen 
Vorschriften zu vereinfachen und das Recht elektronisch abbilden zu können. Sie bilden damit 
die Grundlage für eine Optimierung des gesamten Dienstreiseprozesses vom Genehmigungs- 
bis zum Abrechnungsverfahren. 
 
Im Landesbeamtengesetz wird die beihilferechtliche Regelung wie folgt angepasst: Die Ein-
kommensobergrenze für berücksichtigungsfähige Ehegattinnen und Ehegatten sowie Leben-
spartnerinnen und Lebenspartner wird gesetzlich neu gefasst, auf 20 000 Euro angehoben 
und jährlich dynamisiert. Es wird eine gesetzliche Grundlage für die zusätzlichen digitalen 
Funktionen des neuen automationsgestützten Beihilfefachverfahrens geschaffen. Der Rah-
men für die Höhe von Eigenbeteiligungen bei der Inanspruchnahme von Wahlleistungen bei 
stationären Krankenhausbehandlungen wird herabgesetzt. Zusätzlich wird die Möglichkeit von 
Behandlungen in Krankenhäusern ohne Zulassung nach § 108 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch erweitert. Zur administrativen Erleichterung wird für den Abzug der Kostendämp-
fungspauschale auf den Zeitpunkt der Inrechnungstellung abgestellt und eine gesetzliche Klar-
stellung in Bezug auf die Belastungsgrenze vorgenommen. 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
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D Kosten 
 
Durch die Neuregelungen entsteht jährlicher Mehraufwand in Höhe von geschätzt  
3 800 000 Euro, der aus den einzelnen Regelungen zum Landesreisekostenrecht resultiert 
(Wegfall der Sonderregelungen für Dienstgänge und der sogenannten „30 Kilometer - Rege-
lung“, Neuregelung der Wegstreckenentschädigung bei Fahrten mit privaten Kraftfahrzeugen, 
Neuregelung der Kostenerstattung für Bahnfahrten in der ersten Klasse). Nicht bezifferbare 
Mehrkosten entstehen durch den Wegfall der Prüfung der Wirtschaftlichkeit von Bahnreisen 
aus Gründen des Klimaschutzes. 
 
Einsparungen, die derzeit nicht beziffert werden können, entstehen sofort aufgrund der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwands zur Vorbereitung und Abrechnung von Dienstreisen. Lang-
fristig stehen dem Mehraufwand erhebliche Einsparungen durch eine IT-gestützte Bearbeitung 
von Reisekosten gegenüber, die auf Basis der Neuregelungen entwickelt wird. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen. Beteiligt sind 
der Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten, das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration, das Ministerium des Innern, das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digi-
talisierung und Energie, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, das Ministerium 
für Schule und Bildung, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung, 
das Ministerium der Justiz, das Ministerium für Verkehr, das Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz, das Ministerium für Kultur und Wissenschaft und der 
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Das Landesreisekostengesetz gilt auch für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Auswirkungen auf deren Selbstverwaltung entstehen nicht. Aufgrund ei-
nes anderen Dienstreiseverhaltens ist der reisekostenrechtliche Mehraufwand für die Gemein-
den und Gemeindeverbände erheblich geringer. Die Reduzierung des Verwaltungsaufwands 
führt auch hier zu Einsparungen, die den möglichen Mehrkosten gegenüberstehen. 
 
Die weitergehende Automatisierung der Beihilfebearbeitung bringt auch positive Aspekte für 
die Arbeitsweise, personelle Ausstattung und Organisation der kommunalen Festsetzungsstel-
len mit sich. Sie ermöglicht die effektivere Nutzung vorhandener Ressourcen. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Keine. 
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I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-
tegie NRW) 

 
Mit den vorgesehenen Regelungen entstehen positive Effekte im Hinblick auf eine nachhaltige 
Entwicklung des Landes im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie NRW durch die verstärkte Ein-
bindung des Klimaschutzgedankens in die reisekostenrechtlichen Bestimmungen sowie der 
Förderung umweltfreundlicher Beförderungsmittel. 
 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Die Neuregelung berücksichtigt mögliche Erschwernisse für Menschen mit Behinderungen auf 
Dienstreisen bei der Wahl des Beförderungsmittels. 
 
 
K Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und 

Verwaltung 
 
Der Gesetzentwurf zielt vor allem darauf ab, die reisekostenrechtlichen Vorschriften zu verein-
fachen um damit die Grundlage für eine Optimierung des gesamten Dienstreiseprozesses zu 
schaffen. Das Recht wird elektronisch abbildbar gestaltet um eine Digitalisierung des Prozes-
ses zu erleichtern und berücksichtigt damit die Belange des  
E-Governments und ihre Bedeutung für die Verwirklichung der Digitalisierung von Staat und 
Verwaltung. 
 
Im Landesbeamtengesetz wird unter anderem eine gesetzliche Grundlage für die zusätzlichen 
digitalen Funktionen des neuen automationsgestützten Beihilfefachverfahrens geschaffen. 
 
 
L Befristung 
 
Keine. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  
 

Gesetz zur Neuregelung 
des Landesreisekostenrechts sowie  

zur Anpassung einer beihilferechtlichen 
Regelung im Landesbeamtengesetz 

 

  

Artikel 1 
Reisekostengesetz Nordrhein-Westfalen  

(Landesreisekostengesetz - LRKG) 
 

  

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Dieses Gesetz regelt Art und Umfang der 
Reisekostenvergütung der Beamtinnen und 
Beamten, Richterinnen und Richter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, der Beamtinnen 
und Beamten der Gemeinden, der Gemein-
deverbände und der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie der zu diesen Dienstherren ab-
geordneten Beamtinnen, Beamten, Richte-
rinnen und Richtern. 
 

  

§ 2 
Dienstreisen 

 
(1) Dienstreisende im Sinne dieses Geset-
zes sind die in § 1 genannten Personen, die 
eine Dienstreise ausführen. 
 
(2) Dienstreisen im Sinne dieses Gesetzes 
sind Reisen zur Erledigung von Dienstge-
schäften außerhalb der Dienststätte. Sie 
müssen von der zuständigen Behörde ange-
ordnet oder genehmigt werden, es sei denn, 
eine Anordnung oder Genehmigung kommt 
nach dem Amt der Dienstreisenden oder 
dem Wesen der Dienstgeschäfte nicht in Be-
tracht. Die oberste Dienstbehörde kann die 
Voraussetzungen näher bestimmen. Dienst-
reisen von Richterinnen und Richtern zur 
Wahrnehmung richterlicher Amtsgeschäfte 
bedürfen nicht der Anordnung oder Geneh-
migung. 
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(3) Dienstreisen sollen nur durchgeführt wer-
den, wenn sie aus dienstlichen Gründen not-
wendig sind und eine kostengünstigere Erle-
digung des Dienstgeschäfts insbesondere 
durch Nutzung digitaler Kommunikations-
möglichkeiten nicht möglich oder nicht sinn-
voll ist. Sie sind wirtschaftlich durchzuführen 
und zeitlich auf das notwendige Maß zu be-
schränken. Bei der Wahl des Beförderungs-
mittels sind neben wirtschaftlichen Gesichts-
punkten insbesondere Aspekte des Klima-
schutzes zu berücksichtigen. 
 
(4) Dienstreisen außerhalb des Dienstortes 
sind von der zuständigen Behörde schriftlich 
oder elektronisch anzuordnen oder zu ge-
nehmigen. Dienstreisen am Dienst- oder 
Wohnort können auch mündlich angeordnet 
oder genehmigt werden.  
 
(5) Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich 
nach der Abreise und Ankunft an der Woh-
nung. Wird die Dienstreise an der Dienst-
stätte oder an anderer Stelle am Dienst- oder 
Wohnort angetreten oder beendet, tritt diese 
an die Stelle der Wohnung. 
 

§ 3 
Anspruch auf Reisekostenvergütung 

 
(1) Dienstreisende erhalten auf Antrag Rei-
sekostenvergütung zur Abgeltung der dienst-
lich veranlassten notwendigen Mehraufwen-
dungen nach Maßgabe dieses Gesetzes. 
Dies gilt auch bei Reisen zum Zwecke der 
Ausbildung. Die Reisekostenvergütung wird 
Dienstreisenden des Landes unbar auf das 
nach § 6 des Landesbesoldungsgesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642) in der jeweils geltenden Fassung an-
zugebende Konto gezahlt. 
 
(2) Die Reisekostenvergütung ist innerhalb 
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten 
schriftlich oder elektronisch zu beantragen. 
Zahlungsbegründende Unterlagen sind dem 
Antrag nicht beizufügen. Die für die Abrech-
nung zuständige Stelle kann bis zur ab-
schließenden Bearbeitung, längstens sechs 
Monate nach Antragstellung die Vorlage der 
maßgeblichen Belege verlangen. Werden 
diese nicht innerhalb von drei Monaten vor-
gelegt, ist der Antrag insoweit abzulehnen. 
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Die Frist nach Satz 1 beginnt mit dem Tage 
nach Beendigung der Dienstreise, in den 
Fällen des § 8 Absatz 2 mit Ablauf des Ta-
ges, an dem die Dienstreise beendet worden 
wäre. 
 
(3) Der Bescheid über die Reisekostenver-
gütung kann vollständig durch automatische 
Einrichtungen erlassen werden. 
 
(4) Leistungen, die Dienstreisende ihres Am-
tes wegen von dritter Seite für dieselbe 
Dienstreise erhalten, sind auf die Reisekos-
tenvergütung anzurechnen. 
 
(5) Bei Dienstreisen für eine auf Veranlas-
sung der zuständigen Behörde wahrgenom-
menen Nebentätigkeit haben Dienstreisende 
nur insoweit Anspruch auf Reisekostenver-
gütung, als die Stelle, bei der die Nebentätig-
keit ausgeübt wird, keine Auslagenerstattung 
für dieselbe Dienstreise zu leisten hat. Das 
gilt auch dann, wenn Dienstreisende auf ih-
ren Anspruch gegen diese Stelle verzichtet 
haben. 
 

§ 4 
Fahr- und Flugkostenerstattung 

 
(1) Entstandene Kosten für Fahrten mit re-
gelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
werden bis zur Höhe der niedrigsten buchba-
ren Klasse erstattet. Für Bahnfahrten von 
mindestens zwei Stunden können die ent-
standenen Fahrkosten der nächsthöheren 
Klasse erstattet werden. Dienstreisenden mit 
einem Grad der Behinderung von mindes-
tens 50 und einem Schwerbehindertenaus-
weis mit Merkzeichen G, aG, Gl, Bl, Tbl oder 
H werden die Kosten der nächsthöheren 
Klasse erstattet. 
  
(2) Wird aus dienstlichen Gründen ein Flug-
zeug benutzt, werden die Kosten der nied-
rigsten buchbaren Klasse erstattet. 
 
(3) Mögliche Fahrpreisermäßigungen sind zu 
berücksichtigen. Fahrkosten werden nicht 
erstattet, wenn eine unentgeltliche Beförde-
rungsmöglichkeit genutzt werden kann. 
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(4) Wurde aus dienstlichen oder zwingenden 
persönlichen Gründen ein Taxi oder ein Miet-
wagen benutzt, werden die entstandenen 
notwendigen Kosten erstattet.  
 

§ 5 
Wegstrecken- und Mitnahme 

entschädigung 
 
(1) Sofern der Dienstherr kein Fahrzeug zur 
Verfügung stellt, wird für Fahrten mit ande-
ren als den in § 4 genannten Beförderungs-
mitteln eine Wegstreckenentschädigung von 
30 Cent je Kilometer, für zweirädrige Kraft-
fahrzeuge und Fahrräder von 20 Cent je Ki-
lometer gewährt. Mit diesen Pauschalsätzen 
sind die Kosten der Fahrzeugvollversiche-
rung abgegolten. 
 
(2) Dienstreisenden, die aus dienstlichen 
Gründen Personen in einem privaten Kraft-
fahrzeug mitnehmen, wird eine Mitnahme-
entschädigung von 5 Cent je Person und Ki-
lometer gewährt. Werden Dienstreisende 
von einer Person mitgenommen, die keinen 
Anspruch auf Fahrkostenerstattung hat, er-
halten sie Ersatz der ihnen entstandenen 
Auslagen nach Absatz 1. 
 
(3) Werden aus dienstlichen Gründen 
Diensthunde oder Sachen, die erfahrungs-
gemäß eine übermäßige Abnutzung des 
Kraftfahrzeugs bewirken, mitgenommen, 
wird eine Entschädigung von 5 Cent je Kilo-
meter gewährt.  
 
(4) Wird aus dienstlichen Gründen ein Kraft-
fahrzeuganhänger mitgeführt, wird eine Ent-
schädigung von 10 Cent je Kilometer ge-
währt.  
 

  

§ 6 
Tagegeld, Aufwandsvergütung 

 
(1) Die Höhe des Tagegeldes für Mehrauf-
wendungen für Verpflegung beträgt für jeden 
Kalendertag bei Abwesenheitszeiten 
 
1.  von 24 Stunden 24 Euro, 
2.  von weniger als 24 Stunden, aber mehr 

als 11 Stunden 12 Euro und  
3.  von mehr als 8 bis 11 Stunden 6 Euro. 
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Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalen-
dertag sind die Abwesenheitszeiten an die-
sem Tag zusammenzurechnen. Eine Dienst-
reise, die an einem Kalendertag beginnt und 
am nachfolgenden Kalendertag endet, ohne 
dass eine Übernachtung stattfindet, ist mit 
der gesamten Abwesenheitsdauer dem Ka-
lendertag der überwiegenden Abwesenheit 
zuzurechnen. Für den An- und Abreisetag 
beträgt das Tagegeld, wenn der Dienstrei-
sende an diesem, einem anschließenden  
oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner 
Wohnung übernachtet, ohne Rücksicht auf 
die Abwesenheitszeit jeweils 12 Euro. 
 
(2) Wird den Dienstreisenden ihres Amtes 
wegen unentgeltlich Verpflegung zur Verfü-
gung gestellt, ist unabhängig von der tat-
sächlichen Inanspruchnahme das Tagegeld 
 
1.  für das Frühstück um 20 Prozent und 
2.  für das Mittag- und Abendessen um je-

weils 40 Prozent 
 
des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag 
zu kürzen. Die Kürzung ist auch vorzuneh-
men, wenn von dritter Seite Verpflegung be-
reitgestellt wird und das Entgelt hierfür in den 
erstattbaren Fahr- oder Nebenkosten enthal-
ten ist. 
 
(3) Dienstreisende, denen erfahrungsgemäß 
geringere Aufwendungen für Verpflegung als 
allgemein entstehen, erhalten nach näherer 
Bestimmung der obersten Dienstbehörde 
anstelle des Tagegeldes nach Absatz 1 eine 
Aufwandsvergütung entsprechend dem not-
wendigen Verpflegungsmehraufwand. 
 
(4) Bei einer Dienstreise an den Wohnort 
wird für die Dauer des Aufenthalts in der ei-
genen Wohnung kein Tagegeld gewährt. 
 
 

§ 7 
Übernachtungsgeld 

 
(1) Für eine notwendige Übernachtung erhal-
ten Dienstreisende pauschal 20 Euro. Hö-
here Übernachtungskosten werden erstattet, 
soweit sie notwendig sind. 
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(2) Übernachtungsgeld wird nicht gewährt 
 
1.  bei unentgeltlicher Bereitstellung einer 

Unterkunft des Amtes wegen,  
2.  in Fällen, in denen das Entgelt für die 

Unterkunft in den erstattungsfähigen 
Fahr- oder Nebenkosten enthalten ist,  

3.  die Art des Dienstgeschäfts die Inan-
spruchnahme einer Unterkunft aus-
schließt, 

4.  für die Dauer der Benutzung von Beför-
derungsmitteln oder 

5.  bei Dienstreisen am oder zum Wohnort 
für die Dauer des Aufenthalts an diesem 
Ort. 

 
§ 8 

Erstattung von Nebenkosten und  
Auslagen für Reisevorbereitungen 

 
(1) Zur Erledigung des Dienstgeschäfts not-
wendige Auslagen, die nicht nach den  
§§ 4 bis 7 zu erstatten sind, werden als Ne-
benkosten ersetzt. 
 
(2) Wird eine Dienstreise aus dienstlichen 
oder zwingenden persönlichen Gründen 
nicht ausgeführt, werden die durch die Vor-
bereitung entstandenen notwendigen und 
nach diesem Gesetz berücksichtigungsfähi-
gen Auslagen erstattet. 
 

  

§ 9 
Erstattung von Auslagen bei längerem 

Aufenthalt am Geschäftsort 
 
Dauert der dienstlich veranlasste Aufenthalt 
an demselben auswärtigen Geschäftsort län-
ger als 14 Tage, wird vom 15. Tag an ein um 
50 Prozent ermäßigtes Tagegeld gewährt.  
§ 6 Absatz 2 ist zu berücksichtigen. Notwen-
dige Übernachtungskosten werden erstattet. 
Ein pauschales Übernachtungsgeld nach  
§ 7 Absatz 1 Satz 1 wird nicht gewährt.  
§ 6 Absatz 3 gilt entsprechend. Als Reisebei-
hilfe für Heimfahrten werden für jeweils  
15 Tage des Aufenthalts am Geschäftsort 
Fahrkosten entsprechend § 4 Absatz 1  
Sätze 1 und 3 oder eine Wegstreckenent-
schädigung in Höhe von 20 Cent je Kilometer 
gewährt. Wird der Geschäftsort aufgrund von 
Heimfahrten verlassen, wird Tagegeld nicht 
gewährt.  
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§ 10 
Erstattung von Auslagen bei Reisen  

aus besonderem Anlass 
 
Bei Reisen zum Zwecke der Fortbildung au-
ßerhalb des Dienst- oder Wohnorts, die teil-
weise im dienstlichen Interesse liegen, kön-
nen mit Zustimmung der obersten Dienstbe-
hörde oder der von ihr ermächtigten Behörde 
die notwendigen Auslagen bis zur Höhe der 
bei Dienstreisen zustehenden Reisekosten-
vergütung erstattet werden. 
 

§ 11 
Pauschvergütung 

 
Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
ermächtigte Behörde kann bei regelmäßigen 
oder gleichartigen Dienstreisen zur Vereinfa-
chung der Abrechnung anstelle der Reise-
kostenvergütung oder Teilen davon eine 
Pauschvergütung gewähren, die nach dem 
Durchschnitt der in einem bestimmten Zeit-
raum sonst anfallenden Einzelvergütungen 
zu bemessen ist. 
 

  

§ 12 
Erkrankung während einer Dienstreise 

 
Ist bei einer Erkrankung eine Rückkehr an 
den Wohnort nicht möglich, wird die Reise-
kostenvergütung weiter gewährt. Bei Auf-
nahme in ein Krankenhaus wird für jeden vol-
len Kalendertag des Krankenhausaufent-
halts nur Ersatz der notwendigen Auslagen 
für das Beibehalten der Unterkunft am Ge-
schäftsort gewährt. Im Falle einer lebensge-
fährlichen Erkrankung der Dienstreisenden 
werden für eine Besuchsreise einer Person 
Fahrauslagen entsprechend § 4 Absatz 1 
Sätze 1 und 3 oder Wegstreckenentschädi-
gung entsprechend § 5 Absatz 1 gewährt. 
 

  

§ 13 
Verbindung von Dienstreisen  

mit anderen Reisen 
 
(1) Wird die Dienstreise mit einer privaten 
Reise verbunden, ist die Reisekostenvergü-
tung so zu bemessen, als wäre nur die 
Dienstreise durchgeführt worden. Die Reise-
kostenvergütung darf die nach dem 
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tatsächlichen Reiseverlauf entstandenen 
Kosten nicht übersteigen. 
 
(2) Ist angeordnet oder genehmigt worden, 
eine Dienstreise an einem Urlaubsort oder 
einem anderen vorübergehenden Aufent-
haltsort  
 
1.  anzutreten,  
2.  zu beenden oder 
3.  anzutreten und zu beenden,  
 
tritt dieser Ort an die nach § 2 Absatz 5 maß-
gebliche Stelle. Absatz 1 Satz 2 ist entspre-
chend anzuwenden. In den Fällen des Sat-
zes 1 Nummer 1 und 2 werden auf die Rei-
sekostenvergütung Fahrkosten oder Weg-
streckenentschädigung für die kürzeste Rei-
sestrecke zwischen dem Urlaubsort oder 
dem anderen vorübergehenden Aufenthalts-
ort und dem Dienstort oder der Wohnung an-
gerechnet. 
 
(3) Wird aus dienstlichen Gründen die vor-
zeitige Beendigung eines Urlaubs oder die 
vorzeitige Abreise von einem anderen vo-
rübergehenden Aufenthaltsort angeordnet, 
gilt die Rückreise unmittelbar oder über den 
Geschäftsort zu der nach § 2 Absatz 5 maß-
geblichen Stelle als Dienstreise, für die Rei-
sekostenvergütung gewährt wird. Kosten für 
die Hinreise der Dienstreisenden und der sie 
begleitenden Personen werden im Verhältnis 
des auf Grund der vorzeitigen Beendigung 
nicht ausgenutzten Teils des Urlaubs oder 
des Aufenthalts erstattet. Dies gilt entspre-
chend für sonstige Aufwendungen.  
 
 

§ 14 
Auslandsdienstreisen 

 
(1) Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen 
zwischen Inland und Ausland sowie im Aus-
land.  
 
(2) Das für Finanzen zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, abweichende Vorschriften 
über die Reisekostenvergütung bei Aus-
landsdienstreisen unter Beachtung der 
Grundsätze dieses Gesetzes durch Rechts-
verordnung zu erlassen, soweit die besonde-
ren Verhältnisse im Ausland es erfordern.  
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§ 15 
Gerichtsvollzieher- und Justizvollzie-

hungsdienst 
 
(1) Beschäftigte im Gerichtsvollzieher- und 
Justizvollziehungsdienst erhalten bei Dienst-
reisen in Vollstreckungsangelegenheiten 
eine Abfindung für jede Amtshandlung. 
 
(2) Das für die Justiz zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, Näheres im Einvernehmen 
mit dem für Finanzen zuständige Ministerium 
unter Beachtung der Grundsätze dieses Ge-
setzes durch Rechtsverordnung zu bestim-
men. 
 

§ 16 
Trennungsentschädigung 

 
(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und 
Richter, die aus dienstlichen Gründen an ei-
nen Ort außerhalb des Dienst- oder Wohnor-
tes ohne Zusage der Umzugskostenvergü-
tung abgeordnet werden, erhalten für die 
ihnen dadurch entstehenden notwendigen 
Auslagen eine Entschädigung unter Berück-
sichtigung der häuslichen Ersparnis, soge-
nannte Trennungsentschädigung. Der Ab-
ordnung stehen eine vorübergehende 
dienstliche Tätigkeit bei einer anderen Stelle 
als einer Dienststelle sowie eine Zuweisung 
nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes vom 
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom  
20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geän-
dert worden ist, gleich. Das für Finanzen zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, Um-
fang und Höhe der Trennungsentschädigung 
unter Beachtung der Grundsätze dieses Ge-
setzes durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beamtin-
nen und Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst, die zum Zwecke ihrer Ausbil-
dung einer Ausbildungsstelle außerhalb des 
Ortes der Stammdienststelle oder des Woh-
norts zugewiesen werden, sowie für Abord-
nungen ohne Zusage der Umzugskostenver-
gütung zwischen Inland und Ausland. Das 
für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, für Abordnungen ohne Zusage der 
Umzugskostenvergütung zwischen Inland 
und Ausland abweichende Vorschriften unter 
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Beachtung der Grundsätze dieses Gesetzes 
durch Rechtsverordnung zu erlassen, soweit 
die besonderen Verhältnisse im Ausland es 
erfordern.  
 

§ 17 
Übertragungsbefugnis bei Gemeinden, 

Gemeindeverbänden und sonstigen Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts 

 
Soweit dieses Gesetz der obersten Dienst-
behörde gestattet, ihre Befugnisse zu über-
tragen, gelten bei den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden für die Übertragung die 
Vorschriften des kommunalen Verfassungs-
rechts. Dies gilt entsprechend für die sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. 
 

§ 18 
Zuständigkeit 

 
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Aufgaben der Fest-
setzung und Abrechnung der Reisekosten-
vergütung sowie der Trennungsentschädi-
gung bei einer oder mehreren Behörden zu 
zentralisieren. 
 

  

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Landesreisekos-
tengesetz vom 16. Dezember 1998  
(GV. NRW S. 738), das zuletzt durch Artikel 
32 des Gesetzes vom 14. Juni 2016  
(GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, au-
ßer Kraft. 
 
(2) Für Dienstreisen, die bis zum 31. Dezem-
ber 2021 angetreten werden, gelten die Vor-
schriften des Landesreisekostengesetzes in 
der am 31. Dezember 2021 geltenden Fas-
sung. Dies gilt auch, wenn die Dienstreise 
bis zum 31. Dezember 2021 angetreten 
wurde und über den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes hinaus andauert. 
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Artikel 2 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 

 Gesetz über die Beamtinnen und Beam-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Landesbeamtengesetz - LBG NRW) 

 
§ 75 des Landesbeamtengesetzes vom  
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber.  
S. 642), das zuletzt durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 § 75 
Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, 

Pflege- und Todesfällen 
 
(1) Beihilfeberechtigt sind 
 

1.  Beamtinnen und Beamte mit An-
spruch auf Besoldung, 

 
2.  Versorgungsempfängerinnen und 

Versorgungsempfänger, versor-
gungsberechtigte Witwen oder Wit-
wer und ihre versorgungsberechtig-
ten Kinder sowie hinterbliebene ein-
getragene Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner, 

 
3.  frühere Beamtinnen und Beamte mit 

Anspruch auf einen Unterhaltsbei-
trag oder Übergangsgeld nach dem 
Landesbeamtenversorgungsgesetz 
und 

 
4.  frühere Beamtinnen und Beamte auf 

Zeit während des Anspruchs von 
Übergangsgeld nach dem Landes-
beamtenversorgungsgesetz. 

 
1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Beihilfeberechtigte nach Absatz 1 

erhalten für sich und für ihre nicht 
selbst beihilfeberechtigten Ehegat-
tinnen und Ehegatten oder für ihre 
nicht selbst beihilfeberechtigten 
eingetragenen Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner, wenn deren 
Einkünfte nach § 2 Absatz 2 und 5a 
des Einkommensteuergesetzes 
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I  
S. 3366, 3862) in der jeweils gelten-
den Fassung im Jahr vor Entstehen 
der Aufwendungen 20 000 Euro 
nicht übersteigen, sowie für ihre 
nicht selbst beihilfeberechtigten be-
rücksichtigungsfähigen Kinder Bei-
hilfen als Ergänzung zu der aus den 

  
 
 
 
(2) Beihilfeberechtigte nach Absatz 1 erhal-
ten für sich, ihrer oder ihren nicht selbst bei-
hilfeberechtigten Ehegattin oder Ehegatten 
oder eingetragene Lebenspartnerin oder ein-
getragenen Lebenspartner, wenn sie oder er 
nicht über ein zur wirtschaftlichen Selbst-
ständigkeit führendes Einkommen verfügt, 
sowie ihre oder seine nicht selbst beihilfebe-
rechtigten berücksichtigungsfähigen Kinder 
Beihilfen als Ergänzung zu der aus den lau-
fenden Bezügen zu bestreitenden Eigenvor-
sorge. Soweit die selbst beihilfeberechtigte 
Ehegattin, der selbst beihilfeberechtigte Ehe-
gatte, die eingetragene Lebenspartnerin  
oder der eingetragene Lebenspartner der 
Beamtin oder des Beamten als Tarifbeschäf-
tigte oder Tarifbeschäftigter mit weniger als 
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laufenden Bezügen zu bestreiten-
den Eigenvorsorge.“ 

 
b) Nach Satz 1 werden die folgenden 

Sätze eingefügt: 
 

„Den Einkünften nach Satz 1 wer-
den hinzugerechnet: 
 
1.  die Differenz zwischen dem 

Besteuerungs- oder Ertrags-
anteil nach § 22 Nummer 1 
Satz 3 Buchstabe a des Ein-
kommensteuergesetzes und 
dem Bruttobetrag bei erstmali-
gem Rentenbezug ab dem 
1. Januar 2022 und 

 
2.  ausländische Einkünfte im 

Sinne von § 34d des Einkom-
mensteuergesetzes, die nicht 
in Satz 1 enthalten sind. Ziffer 
1 gilt entsprechend. 

 
Der Betrag nach Satz 1 wird regel-
mäßig im gleichen Verhältnis, wie 
sich der Rentenwert West erhöht, 
angepasst und auf volle Euro auf-
gerundet. Die Anpassung erfolgt 
erstmals ab einer Rentenerhöhung 
West im Kalenderjahr 2022 mit Wir-
kung für das auf die Rentenerhö-
hung folgende Kalenderjahr.“ 

 

der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
beschäftigt ist, erhält die Beihilfeberechtigte 
oder der Beihilfeberechtigte keinen Aus-
gleich für die auf Grund der Teilzeitbeschäf-
tigung reduzierte Beihilfe der Ehegattin, des 
Ehegatten, der eingetragenen Lebenspart-
nerin oder des eingetragenen Lebenspart-
ners. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (3) Beihilfeberechtigte erhalten Beihilfen zu 
der Höhe nach angemessenen Aufwendun-
gen für medizinisch notwendige Maßnah-
men, deren Wirksamkeit und therapeutischer 
Nutzen nachgewiesen sind 
 
1.  zur Vorbeugung und Linderung von Er-

krankungen oder Behinderungen, zur Er-
haltung und Wiederherstellung der Ge-
sundheit und Besserung des Gesund-
heitszustandes (einschließlich Rehabili-
tation), 

 
2.  zur Früherkennung von Krankheiten, 
 
3.  in Geburtsfällen, 
 
4.  bei nicht rechtswidrigem Schwanger-

schaftsabbruch, bei nicht rechtswidriger 
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2. Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 
wird jeweils die Angabe „30“ durch 
die Angabe „20“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
b)  In Satz 2 werden die Wörter „Kran-

kenanstalten ohne Versorgungs-
vertrag nach dem Fünften Buch So-
zialgesetzbuch“ durch die Wörter 
„Krankenhäusern ohne Zulassung 
nach § 108 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch“ ersetzt. 

 
 
 

Sterilisation sowie in Ausnahmefällen zur 
Empfängnisverhütung und bei künstlicher 
Befruchtung sowie 

 
5.  in Pflegefällen. 
 
(4) Beihilfen dürfen nur insoweit geleistet 
werden, als sie zusammen mit von dritter 
Seite zustehenden Erstattungen die dem 
Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen 
nicht überschreiten. Dabei sind insbeson-
dere Ansprüche auf Heilfürsorge, auf Kran-
kenpflege und auf sonstige Sachleistungen 
sowie Ansprüche auf Kostenerstattung auf 
Grund von Rechtsvorschriften und auf Grund 
arbeitsvertraglicher Vereinbarungen in der 
Höhe zu berücksichtigen, in der sie ohne 
Verzicht auf Leistungen oder Nichtinan-
spruchnahme von Leistungen zustehen; 
Leistungen von Versicherungen können be-
rücksichtigt werden. 
 
(5) Aufwendungen für die Inanspruchnahme 
von gesondert berechneter Unterkunft und 
Verpflegung sowie gesondert berechneten 
ärztlichen oder zahnärztlichen Leistungen im 
Rahmen von stationären, teilstationären  
oder vor- und nachstationären Behandlun-
gen sind jeweils nach Abzug folgender Ei-
genbeteiligungen beihilfefähig: 
 
bei Inanspruchnahme 
 
1.  von gesondert berechneten ärztlichen  

oder zahnärztlichen Leistungen zehn 
Euro täglich für höchstens 30 Tage im 
Kalenderjahr, 

 
2.  von gesondert berechneter Unterkunft 

und Verpflegung 15 Euro täglich für 
höchstens 30 Tage im Kalenderjahr. 

 
Aufwendungen, die durch die Inanspruch-
nahme von Krankenanstalten ohne Versor-
gungsvertrag nach dem Fünften Buch Sozi-
algesetzbuch entstehen, sind nur in der 
Höhe beihilfefähig, wie sie in der dem Be-
handlungsort nächstgelegenen Klinik der 
Maximalversorgung entstehen würden. Hier-
von sind als Eigenbeteiligung für die Beihilfe-
berechtigte oder den Beihilfeberechtigten 
und ihre oder seine berücksichtigungsfähi-
gen Angehörigen jeweils 25 Euro täglich für 
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c)  In Satz 3 wird die Angabe „30“ 
durch die Angabe „20“ ersetzt. 

 
d)  Nach Satz 3 wird folgender Satz an-

gefügt: 
 
 „Soweit eine Vorsorge- oder Reha-

bilitationseinrichtung im Sinne von 
§ 107 Absatz 2 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch auch über Abtei-
lungen verfügt, die die Vorausset-
zungen als Krankenhaus im Sinne 
von § 107 Absatz 1 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch erfüllen, 
setzt die Beihilfefähigkeit der ge-
planten Maßnahmen in diesen Ab-
teilungen ebenfalls eine vorherige 
Anerkennung der Beihilfestelle vo-
raus.“  

 
3.  In Absatz 6 wird das Wort „entstehen“ 

durch die Wörter „in Rechnung gestellt 
werden“ ersetzt. 
 

 

höchstens 30 Tage im Kalenderjahr in Abzug 
zu bringen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Beihilfeberechtigte können je Kalender-
jahr, in dem Aufwendungen entstehen, zu ei-
ner vertretbaren – den Familienstand, die 
Anzahl der Kinder und die Besoldungs-
gruppe berücksichtigenden – pauschalen 
Selbstbeteiligung an den Aufwendungen 
(Kostendämpfungspauschale) herangezo-
gen werden. 
 
(7) Beihilfen werden als Prozentsatz der bei-
hilfefähigen Aufwendungen (Bemessungs-
satz) oder als Pauschalen (Zuschuss) ge-
zahlt. Der Bemessungssatz beträgt für Bei-
hilfeberechtigte mindestens 50 Prozent, für 
Ehegattinnen und Ehegatten, eingetragene 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner so-
wie Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger höchstens 70 Prozent, 
für berücksichtigungsfähige Kinder und ei-
genständig beihilfeberechtigte Waisen 
höchstens 80 Prozent. Sind zwei oder mehr 
Kinder berücksichtigungsfähig, beträgt der 
Bemessungssatz für die oder den Beihilfebe-
rechtigten 70 Prozent, bei mehreren Beihilfe-
berechtigten jedoch nur bei einer  
oder einem von ihnen. In besonderen Härte-
fällen kann eine Erhöhung des Bemessungs-
satzes vorgesehen werden; dies gilt nicht, 
wenn die oder der Beihilfeberechtigte für sich 
und ihre oder seine berücksichtigungsfähi-
gen Angehörigen für ambulante und statio-
näre Krankheits- und Pflegefälle keinen aus-
reichenden Versicherungsschutz nachwei-
sen kann. 
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 (8) Das Finanzministerium regelt das Nähere 
durch Rechtsverordnung. Darin können un-
abhängig von der Notwendigkeit und Ange-
messenheit der Aufwendungen unter Beach-
tung der Grundsätze beamtenrechtlicher 
Fürsorge Bestimmungen getroffen werden 
 
1.  hinsichtlich der Berücksichtigungsfähig-

keit von Angehörigen der oder des Beihil-
feberechtigten im Sinne des Absatzes 2, 

 
2.  hinsichtlich des Inhalts und des Umfangs 

der Beihilfeleistungen 
 

a)  durch die Einführung von Höchst-
grenzen, 

 
b)  durch die Beschränkung auf be-

stimmte Indikationen, 
 
c)  durch die Beschränkung oder den 

Ausschluss von Aufwendungen für 
Untersuchungen und Behandlungen 
nach wissenschaftlich nicht allge-
mein anerkannten oder unwirtschaft-
lichen Methoden, 

 
d)  durch die Beschränkung oder den 

Ausschluss von Aufwendungen für 
Behandlungen außerhalb des Woh-
nortes, Beförderungen, ärztliche und 
zahnärztliche (einschließlich implan-
tologische) und kieferorthopädische 
sowie funktionsanalytische und funk-
tionstherapeutische Leistungen, psy-
chotherapeutische Leistungen, Heil-
praktikerleistungen, die Beschäfti-
gung von Pflege- und Hauspflege-
kräften, für stationäre Pflege, statio-
näre Rehabilitationsmaßnahmen, 
stationäre Müttergenesungskuren 
 oder Mutter-/Vater-Kind–Kuren, am-
bulante Kur- und Rehabilitations-
maßnahmen, nicht verschreibungs-
pflichtige oder verschreibungspflich-
tige Arzneimittel, unwirtschaftliche o-
der unwirksame Arzneimittel, Medi-
zinprodukte sowie Heil- und Hilfsmit-
tel, 

 
e)  durch Regelungen zur Feststellung 

der wirtschaftlichen Selbstständig-
keit der Ehegattin oder des 
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4.  Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 8 

und nach Satz 3 wird folgender Satz an-
gefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Andere nicht beihilfefähige Aufwendun-
gen werden bei der Berechnung des 
den die Belastungsgrenze übersteigen-
den Betrages nicht berücksichtigt.“ 

 

Ehegatten oder eingetragenen Le-
benspartnerin oder Lebenspartners, 

 
f)  durch die Beschränkung oder den 

Ausschluss von Beihilfen zu Aufwen-
dungen, die in Ländern außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union entstanden sind, 

 
g)  in Todesfällen, 
 

3.  über die Höhe der Kostendämpfungspau-
schale und 

 
4.  hinsichtlich des Verfahrens über die Ver-

wendung einer elektronischen Gesund-
heitskarte, wobei der Zugriff der Beihilfe-
stellen auf Daten über die in Anspruch 
genommenen Leistungen und deren Kos-
ten zu beschränken ist. 

 
(9) Kostendämpfungspauschale und Eigen-
behalte nach Absatz 5 Satz 1 und 3 sowie 
Eigenbehalte, die durch die Begrenzung von 
zahntechnischen Leistungen entstehen, dür-
fen die Belastungsgrenze von 2 Prozent der 
Jahresdienstbezüge oder Jahresverso-
rgungsbezüge nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen nicht über-
steigen. Bei der Ermittlung der Jahresbe-
züge ist der Bruttobetrag maßgebend. Vari-
able Bezügebestandteile, kinderbezogene 
Anteile im Familienzuschlag sowie Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
und einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie-
benenversorgung der oder des Beihilfebe-
rechtigten bleiben außer Ansatz. 
 

5.  Folgender Absatz 9 wird eingefügt: 
 
„(9) Beihilfen können nach Maßgabe 
des § 35a des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 12. November 1999 (GV. 
NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung auch vollständig durch auto-
matische Einrichtungen festgesetzt wer-
den. Zur Gewährleistung eines zeitna-
hen und gleichmäßigen Vollzugs der 
Beihilfebestimmungen kann das 
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Ministerium der Finanzen für bestimmte 
oder bestimmbare Fallgruppen von 
krankheits- und pflegebedingten Auf-
wendungen Weisungen über Art und 
Umfang der Prüfungen und der Verar-
beitung von erhobenen oder erfassten 
Daten erteilen, soweit nicht durch an-
dere gesetzliche Regelungen etwas an-
deres bestimmt ist. Die Beihilfestellen 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben au-
tomationsgestützte Systeme, soge-
nannte Risikomanagementsysteme ein-
setzen. Dabei soll auch der Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig-
keit der Verwaltung berücksichtigt wer-
den. Das Risikomanagement muss min-
destens folgende Anforderungen erfül-
len: 
 
1.  die Gewährleistung, dass durch Zu-

fallsauswahl eine hinreichende An-
zahl von Fällen zur umfassenden 
Prüfung durch Amtsträger ausge-
wählt wird, 

 
2.  die Prüfung der als prüfungsbedürftig 

ausgesteuerten Sachverhalte durch 
Amtsträger, 

 
3.  die Gewährleistung, dass Amtsträger 

Fälle für eine umfassende Prüfung 
auswählen können und 

 
4.  die regelmäßige Überprüfung der Ri-

sikomanagementsysteme auf ihre 
Zielerfüllung. 

 
Einzelheiten der Risikomanagement-
systeme sind vertraulich zu behandeln, 
um eine Anpassung von Rechnungs-
ausstellern an die Prüfungsmodalitäten 
zu vermeiden.“ 

 
6.  Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 10 

und wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 1 werden die Wörter „Fi-

nanzministerium regelt“ durch die 
Wörter „für Finanzen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt,“ er-
setzt und nach dem Wort „Rechts-
verordnung“ werden die Wörter „zu 
regeln“ eingefügt. 
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b) In Satz 2 wird nach dem Wort „Für-
sorge“ das Wort „insbesondere“ 
eingefügt und in Nummer 2 Buch-
stabe e werden die Wörter „wirt-
schaftlichen Selbstständigkeit der 
Ehegattin oder des Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartnerin  
oder Lebenspartners“ durch die 
Wörter „Einkünfte nach Absatz 2“ 
ersetzt. 

 
Artikel 3 

Inkrafttreten 
 
Artikel 1 tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Arti-
kel 2 tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft vorbehaltlich Artikel 2 Nummer 1, der 
am 1. Januar 2022 in Kraft tritt. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Landesreisekostengesetz: 
 
Ziel der Neuregelung des Landesreisekostenrechts ist ein zeitgemäßes Regelwerk für die wirt-
schaftliche Durchführung und Abrechnung von Dienstreisen.  
 
Das bisherige Reisekostenrecht bedarf der Modernisierung und Rechtsvereinfachung, um die 
vereinfachte und beschleunigte Abwicklung von Dienstreisen zu ermöglichen. Dabei gilt es 
auch, das Recht an die Erfordernisse elektronisch gestützter Prozesse anzupassen. Denn eine 
Modernisierung des Reisekostenrechts schließt eine Optimierung des gesamten Prozesses 
mittels IT-Unterstützung und einem möglichst hohen Anteil an maschineller Direktverarbeitung 
ein.  
 
Das neue Landesreisekostengesetz bildet hierfür die Grundlage. Das Recht wird verschlankt, 
administrierbarer und technisch umsetzbar formuliert, um die Digitalisierung des gesamten 
Dienstreiseprozesses vom Genehmigungs- bis zum Abrechnungsverfahren zu ermöglichen. 
Die Neuregelungen erfüllen damit die Forderungen nach einer Vereinfachung der Regelungen 
für die Beantragung, Durchführung und Abrechnung von Dienstreisen. 
 
Künftig finden im Landesreisekostengesetz auch die Aspekte Umweltverträglichkeit und Nach-
haltigkeit Berücksichtigung, um den Erfordernissen des Klimaschutzes im Hinblick auf eine 
CO2-Reduzierung auch auf Dienstreisen verstärkt Rechnung zu tragen. 
 
Schwerpunkte der Neuregelung sind: 
 
-  Aufhebung der Unterscheidung zwischen Dienstreisen und Dienstgängen und damit Weg-

fall der Sonderregelungen für Dienstgänge 
-  Wegfall der sogenannten „30 km - Regelung“ 
-  Einheitliche Wegstreckenentschädigung bei Fahrten mit privatem Pkw 
-  Neuregelung der Kostenerstattung für Bahnfahrten in der ersten Klasse und Wegfall der 

Prüfung der Wirtschaftlichkeit von Bahnreisen 
-  Einheitliche Wegstreckenentschädigung in Höhe von 20 Cent für zweirädrige Kraftfahr-

zeuge und Fahrräder 
-  Wegfall der abweichenden Erstattungsregelung für Ausbildungsreisen 
-  Wegfall von nur in Ausnahmefällen vorkommenden Sonderregelungen 
-  Wegfall der Verweisungen auf die Trennungsentschädigungsverordnung 
-  Einführung der Reisekostenabrechnung ohne Belege. 
 
 
Landesbeamtengesetz: 
 
Die Einkommensobergrenze, bei deren Einhaltung die krankheits- und pflegebedingten Auf-
wendungen der Ehegattinnen und Ehegatten sowie Lebenspartnerinnen und Lebenspartner 
beihilfeberechtigter Personen beihilfefähig sein können, beträgt seit dem Jahr 2002 trotz der 
zwischenzeitlich eingetretenen Lohn- und Rentenerhöhungen durch eine entsprechende Fest-
legung in der Beihilfenverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 18 000 Euro. Die seiner-
zeit bestehende Überversorgung wurde dadurch inzwischen entsprechend zurückgefahren.  
 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14306 

 
 

24 

Die Einkommensobergrenze wird nunmehr auf Ebene des Gesetzes auf 20 000 Euro angeho-
ben. Zusätzlich wird sie in Höhe der Rentensteigerungen West jährlich dynamisiert. Bei erst-
maligen Rentenbezug ab dem 1. Januar 2022 wird unabhängig von der steuerlichen Behand-
lung bei der Ermittlung des relevanten Einkommens einheitlich auf den Bruttorentenbetrag ab-
gestellt. Zudem wird sichergestellt, dass auch ausländische Einkünfte in die Prüfung des 
Grenzbetrages einbezogen werden. 
 
Um die Dienstleistungen der Beihilfeverwaltung weiter optimieren zu können, wird ein neues 
automationsgestütztes Beihilfefachverfahren eingeführt. Ziel des neuen digitalen Fachverfah-
rens ist es, vor allem die Bearbeitungsgeschwindigkeit und -qualität weiter zu steigern. Für 
eine hierfür in Teilen vorgesehene vollautomatisierte Beihilfenfestsetzung sowie ein automati-
siertes Risikomanagementsystem wird eine gesetzliche Grundlage im Landesbeamtengesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen geschaffen.  
 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1  
 
Zur Überschrift: 
 
Die Bezeichnung des Gesetzes wurde sprachlich überarbeitet. Der Begriff „Reisekosten“ ist 
ausreichend prägnant, um den Inhalt des Gesetzes zu beschrieben, daher steht die Rangan-
gabe nunmehr am Ende der Bezeichnung. Die Kurzbezeichnung („Landesreisekostengesetz“) 
bleibt unverändert. 
 
Zu § 1 
 
Die Vorschrift bestimmt abschließend den persönlichen und sachlichen Geltungsbereich des 
Gesetzes.  
 
Der persönliche Geltungsbereich entspricht dem bisherigen § 1 Absatz 1 LRKG. Die Vorschrift 
wurde insoweit redaktionell überarbeitet. 
 
Es wird nicht mehr zwischen „Dienstgängen“ und „Dienstreisen“ unterschieden. Die früher un-
ter den Begriff „Dienstgang“ fallenden Sachverhalte sind „Dienstreisen am Wohn- oder am 
Dienstort“. Damit entfallen auch die bisherigen Sonderregelungen für Dienstgänge (bisheriger 
§ 10 LRKG).  
 
Die im bisherigen § 1 Absatz 2 LRKG enthaltene Aufzählung der erstattungsfähigen Bestand-
teile der Reisekostenvergütung kann mangels Regelungsgehalt entfallen.  
 
Zu § 2 
 
§ 2 enthält die für Dienstreisen wesentlichen Begriffsbestimmungen. Weitere Begriffsbestim-
mungen sind in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Landesreisekostengesetz ent-
halten, die zusammen mit dem neuen LRKG aktualisiert werden.  
 
Zu Absatz 1 
 
Die in der bis zum 31. Dezember 1998 gültigen Fassung enthaltene Begriffsbestimmung der 
„Dienstreisenden“ wurde wieder in das LRKG übernommen. Sie dient der Klarstellung. 
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Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift beinhaltet die Definition der „Dienstreise“ und regelt inhaltsgleich zum bisherigen 
Recht die Anordnungs- bzw. Genehmigungspflicht bei Dienstreisen.  
 
Die im bisherigen § 2 Absatz 1 Satz 4 LRKG normierte Gleichstellung der sogenannten 
„Dienstantrittsreisen“ (Einstellungs-, Versetzungs- und Abordnungsreisen) mit den Dienstrei-
sen entfällt aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung. Als Folgeänderung entfallen auch die 
Vorschriften des bisherigen § 11 Absatz 1 und 2 LRKG.  
 
Reisen von einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienenden Ort an den Dienstort werden 
in § 13 (Verbindung von Dienstreisen mit anderen privaten Reisen) geregelt. 
 
Zu Absatz 3 
 
Die Vorschrift beinhaltet die auch auf Dienstreisen geltenden allgemeinen Grundsätze der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit und bindet erstmals auch den Gedanken des Klimaschut-
zes ausdrücklich in die reisekostenrechtlichen Bestimmungen ein. Satz 1 regelt zur sparsamen 
Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln, dass vor Anordnung oder Genehmigung einer Dienst-
reise zu prüfen ist, ob nicht eine kostengünstigere Erledigung des Dienstgeschäfts sinnvoll und 
möglich ist. Die wirtschaftliche Durchführung von Dienstreisen (Satz 2) wird mit Satz 3 um das 
Kriterium des Klimaschutzes ergänzt. Satz 3 stellt fest, dass insbesondere bei der Wahl des 
Reisemittels neben das Kriterium der Wirtschaftlichkeit auch umweltbezogene Aspekte - wie 
beispielsweise ein geringerer CO2-Ausstoß bzw. CO2 -Neutralität - treten.   
 
Zu Absatz 4 
 
Die Vorschrift regelt - inhaltsgleich zum bisherigen Recht - die Form der Anordnung bzw. Ge-
nehmigung von Dienstreisen. Ausführungen zu generellen Genehmigung von Dienstreisen 
werden in die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften aufgenommen. 
  
Zu Absatz 5 
 
Absatz 5 enthält die bisher in § 4 normierten Grundsätze für die Dauer einer Dienstreise. 
 
Der Wortlaut der Vorschrift entspricht dem bisherigen § 4 Absatz 1 LRKG. Die im bisherigen  
§ 4 Absatz 2 enthaltene Einschränkung des Wohnortprinzips für Fälle, in denen die Entfernung 
zwischen Wohnung und Dienststätte des Dienstreisenden mindestens 30 Kilometer beträgt 
(sog. 30 Kilometer-Regelung) entfällt aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung. 
 
Zu § 3 
 
§ 3 regelt den Anspruch auf Reisekostenvergütung des in § 1 genannten Personenkreises. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift begrenzt den Anspruch auf Reisekostenvergütung auf den notwendigen Auf-
wand, der durch die Dienstreise zusätzlich zu ohnehin anfallenden Kosten entsteht (Mehrauf-
wandsprinzip). Die Erstattung erfolgt ausschließlich nach Maßgabe des Gesetzes. Andere als 
die im Gesetz genannten angefallenen Kosten sind daher der allgemeinen Lebensführung zu-
zuordnen und nicht erstattungsfähig. Eine abweichende Erstattungsregelung für Ausbildungs-
reisen entfällt.  
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Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 ersetzt die Regelungen des bisherigen § 3 Absatz 8 und 9 LRKG zur Beantragung 
der Reisekostenvergütung.  
 
Zur Prozessvereinfachung - auch im Hinblick auf eine elektronische Reisekostenabrechnung 
- wird gegenüber der bisherigen Soll-Regelung die beleglose Antragstellung gesetzlich nor-
miert. Die Belegprüfung soll stichprobenhaft erfolgen. Die Nachweispflicht für die Dienstrei-
senden wird durch die ebenfalls gesetzlich normierte Aufbewahrungspflicht von sechs Mona-
ten ab Antragstellung sichergestellt.  
 
Die Frist, in der die für die Abrechnung zuständige Stelle Belege anfordern kann, ist unabhän-
gig von der sechsmonatigen Ausschlussfrist für die Geltendmachung des Anspruchs auf Rei-
sekostenvergütung. 
 
Zu Absatz 3 
 
Im Vorgriff auf ein IT-gestütztes Abrechnungsverfahren im Rahmen von my.NRW wird die 
Rechtsvorschrift im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes bereits jetzt in das Gesetz auf-
genommen. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Vorschrift enthält Regelungen zur Anrechnung von Leistungen von dritter Seite auf die 
Reisekostenvergütung. Sie entspricht inhaltlich dem bisherigen § 3 Absatz 5 LRKG mit redak-
tionellen Änderungen. 
 
Zu Absatz 5 
 
Die Vorschrift enthält Regelungen zum Anspruch auf Reisekostenvergütung bei Dienstreisen 
im Rahmen einer Nebentätigkeit. Sie entspricht dem bisherigen § 3 Absatz 6 LRKG mit redak-
tionellen Änderungen. 
 
Zu § 4 
 
§ 4 regelt die Fahrkostenerstattung bei Nutzung der dort genannten Beförderungsmittel sowie 
die Kostenerstattung bei Durchführung der Dienstreise mit einem Flugzeug.  
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift regelt die Erstattung von Fahrkosten für Strecken, die mit regelmäßig verkeh-
renden Beförderungsmitteln zurückgelegt werden.  
 
Die Kostenerstattung für die Nutzung der 1. Klasse der Deutschen Bahn AG richtete sich bis-
lang nach dem Vorliegen von triftigen Gründen. Diese allgemeine Begriffsbestimmung führte 
zu einer nicht einheitlichen Praxis. Um eine klare und eindeutige Regelung zu schaffen, kann 
nunmehr - wie im Reisekostengesetz des Bundes - eine Erstattung der Kosten für die Nutzung 
der 1. Klasse der Deutschen Bahn AG bei Bahnfahrten von mindestens zwei Stunden erfolgen.  
 
Das Vorliegen einer Schwerbehinderung war bisher ein persönlicher triftiger Grund für die Nut-
zung der 1. Klasse, wenn die Benutzung der niedrigsten Klasse auf Grund der Behinderung 
nicht zumutbar war. Diese bislang in den Verwaltungsvorschriften enthaltene Regelung wird - 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14306 

 
 

27 

unabhängig von der Zwei-Stunden-Regelung in Absatz 1 Satz 2 - mit der Neuregelung in das 
Gesetz aufgenommen.  
 
Die Kann-Regelung ermöglicht generelle Ausnahmen für bestimmte Personengruppen (z.B. 
Beamtinnen und Beamte auf Widerruf) oder bestimmte Arten von Dienstreisen (z.B. Reisen 
zum Zwecke der Ausbildung oder Fortbildung). 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift regelt die Erstattung von Flugkosten.  
 
Zu Absatz 3 
 
Satz 1 betont den allgemeinen Sparsamkeitsgrundsatz. Satz 2 entspricht dem bisherigen  
§ 5 Absatz 3 LRKG und regelt den Ausschluss einer Fahrkostenerstattung bei unentgeltlicher 
Beförderungsmöglichkeit.  
 
Zu Absatz 4 
 
Die Vorschrift regelt die Erstattung entstandener notwendiger Fahrtkosten für Strecken, die 
aus dienstlichen oder zwingenden persönlichen Gründen mit einem Taxi oder einem Mietwa-
gen zurückgelegt wurden.   
 
Zu § 5 
 
Die Vorschrift regelt die Erstattung von Auslagen für Strecken, die Dienstreisende mit anderen 
als den in § 4 genannten Beförderungsmitteln zurücklegen. Dies sind insbesondere das private 
Kraftfahrzeug oder das private Fahrrad.  
 
Mit der Neuregelung wird auf die bisher erforderliche Unterscheidung zwischen der sog. „klei-
nen Wegstreckenentschädigung“ und der sog. „großen Wegstreckenentschädigung“ zuguns-
ten einer einheitlichen Wegstreckenentschädigung verzichtet. Nach bisherigem Recht richtete 
sich die Höhe der Kostenerstattung danach, ob triftige (dienstliche oder zwingende persönli-
che) Gründe für die Nutzung eines privaten Kraftfahrzeugs vorlagen. Die Höhe der pauschalen 
Wegstreckenentschädigung unterschied sich insbesondere bei Fahrleistungen von mehr als 
50 Kilometern und bei der Erstattung von Parkgebühren als Nebenkosten.  
 
Da ein Großteil der Fahrten mit einem privaten Kraftfahrzeug unter Gewährung der großen 
Wegstreckenentschädigung erfolgte, wird diese Unterscheidung und damit der Begründungs- 
und Prüfaufwand zur Entlastung der Dienstreisenden und der Abrechnungsstellen abgeschafft 
(Verwaltungsvereinfachung). Gleichzeitig wird damit die direkte Verarbeitung in einem IT-
Fachverfahren ermöglicht (Wegfall der Prüfung des Vorliegens triftiger Gründe). Außerdem 
werden die Wegstreckenentschädigungen für zweirädrige Kraftfahrzeuge und Fahrräder zu-
sammengefasst. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift normiert zum einen den Vorrang von Dienstfahrzeugen vor der Nutzung von 
privaten Kraftfahrzeugen. Insoweit besteht eine Prüfpflicht. Zum anderen bestimmt die Rege-
lung die Höhe der pauschalen Wegstreckenentschädigung für die Nutzung von privaten Kraft-
fahrzeugen auf Dienstreisen. Die Wegstreckenentschädigung bei der Benutzung von privaten 
Fahrrädern wird zur Förderung der umweltverträglichen Mobilität auf 20 Cent erhöht und aus 
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Gründen der Verwaltungsvereinfachung mit der Wegstreckenentschädigung für zweirädrige 
Kraftfahrzeuge zusammengefasst. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift regelt den Tatbestand des bisherigen § 6 Absatz 4 neu. Die Entschädigung für 
die Mitnahme von weiteren Personen aus dienstlichen Gründen wird auf 5 Cent je Person und 
Kilometer erhöht.  
 
Aufgrund der geringen Anzahl von Anwendungsfällen werden die im bisherigen § 6 Absatz 4 
Satz 2 und Satz 3 LRKG enthaltenen Regelungen zur Gewährung einer Entschädigung in den 
Fällen, in denen Dienstreisende von anderen Personen mitgenommen werden, beschränkt auf 
die Fälle der Mitnahme durch eine Person, die keinen Anspruch auf Fahrkostenerstattung - 
auch nicht durch einen anderen Dienstherrn - hat (Verwaltungsvereinfachung). Die Höhe der 
Entschädigung, die die oder der Dienstreisende erhält, richtet sich in diesem Fall nach  
§ 6 Absatz 1.  
 
Zu Absatz 3 
 
Die Kostenerstattung bei Mitnahme von Diensthunden oder dienstlichem Gepäck wird aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung analog zu Absatz 2 auf 5 Cent erhöht. 
 
Zu Absatz 4 
 
Das Mitführen eines Kraftfahrzeuganhängers führt erfahrungsgemäß zu einer übermäßigen 
Abnutzung des Kraftfahrzeugs. Absatz 4 regelt daher eine erhöhte Wegstreckenentschädi-
gung für die Fälle, in denen diese Anhänger aus dienstlichen Gründen mitgeführt werden.  
 
Zu § 6 
 
Die Vorschrift regelt die Höhe des Tagegeldes als Ausgleich für die im Rahmen einer Dienst-
reise entstehenden Mehraufwendungen für Verpflegung sowie die Möglichkeit, anstelle des 
Tagegeldes eine Aufwandsvergütung zu gewähren.  
 
Zu Absatz 1 
 
Das Tagegeld ist ein pauschalierter Auslagenersatz für die bei einer Dienstreise entstehenden 
Mehraufwendungen für Verpflegung. Die Vorschrift bestimmt in Satz 1 inhaltsgleich zum bis-
herigen § 7 Absatz 1 LRKG die zeitliche Staffelung und Höhe des Tagegeldes für jeden Ka-
lendertag.  
 
Satz 3 enthält - wie das bisherige Recht - eine Sonderreglung für sog. „mitternächtliche Dienst-
reisen“, um eine Benachteiligung der Dienstreisenden zu vermeiden, die typischerweise zur 
Nachtzeit ihre Auswärtstätigkeit ausüben. Die bisherige Beschränkung dieser Sonderregelung 
auf Dienstreisen zwischen 16 Uhr und 8 Uhr des Folgetages entfällt, um auch besonderen 
Konstellationen und Einsätzen Rechnung tragen zu können. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift regelt die Folgen einer unentgeltlich bereitgestellten Verpflegung. Die Kürzung 
des Tagegeldes in diesen Fällen entspricht dem bisherigen Recht. Die im bisherigen § 7 Ab-
satz 2 ebenfalls normierte Kürzung der Vergütung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort 
kann im Hinblick auf die Neuregelung dieses Bestandteils der Reisekostenvergütung entfallen 
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(s. Begründung zu § 9). Die Regelung zur Kürzung des Tagegeldes erfasst auch das ermä-
ßigte Tagegeld nach § 9. 
 
Zu Absatz 3 
 
Absatz 3 regelt die Aufwandsvergütung für Fälle, in denen den Dienstreisenden erfahrungs-
gemäß geringere Aufwendungen für Verpflegung als allgemein üblich entstehen. Sie wurde 
gegenüber der bisherigen Regelung sprachlich angepasst. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Vorschrift enthält die Regelung des bisherigen § 11 Absatz 3 LRKG zur Gewährung von 
Tagegeld bei Dienstreisen an den Wohnort. 
 
Zu § 7 
 
§ 7 regelt die Kostenerstattung für notwendige Übernachtungen („Übernachtungsgeld“).  
 
Zu Absatz 1 
 
Sätze 1 und 2 wurden gegenüber dem Wortlaut des bisherigen § 8 Absatz 1 LRKG redaktionell 
und im Hinblick auf die grundsätzliche Belegvorhaltepflicht des § 3 geändert. Die Regelung 
einer Aufwandsvergütung für Übernachtungskosten entfällt, da sie nur in Ausnahmefällen in 
Betracht kommt und daher wenig Anwendungsfälle bestehen.  
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 regelt die Fälle, in denen kein Übernachtungsgeld gewährt wird. Insoweit enthält die 
Vorschrift die Regelungen des bisherigen § 8 Absatz 2 LRKG mit redaktionellen Änderungen. 
Zusätzlich wurde die Regelung des bisherigen § 11 Absatz 3 LRKG zur Gewährung von Über-
nachtungskosten bei Dienstreisen an den Wohnort in Absatz 2 aufgenommen. 
 
Zu § 8 
 
§ 8 regelt die Erstattung von Nebenkosten (Absatz 1) sowie die Erstattung von Auslagen für 
Reisevorbereitungen (Absatz 2). 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 9 Absatz 1 LRKG. Für die Nachweisfüh-
rung bei der Erstattung von Nebenkosten gelten die gleichen Regelungen wie bei anderen 
Bestandteilen der Reisekostenvergütung. Ein Hinweis auf diese Regelungen ist entbehrlich. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 9 Absatz 2 LRKG. Sie wurde aufgrund des 
Wegfalls des bisherigen § 2 Absatz 6 LRKG redaktionell angepasst.  
 
Zu § 9 
 
Die Regelungen ersetzen die des bisherigen § 14 LRKG (Vergütung bei längerem Aufenthalt 
am Geschäftsort). Die bisherigen Regelungen verwiesen zur Höhe der Reisekostenvergütung 
ab dem 15. Tag an auf die Regelungen der Trennungsentschädigungsverordnung. Aus 
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Gründen der Normenklarheit wird die Höhe der Reisekostenvergütung ab dem 15. Tag an 
nunmehr im Landesreisekostengesetz selbst geregelt.   
 
Die Neuregelung beinhaltet eine prozentuale Minderung des Tagegeldes in Höhe von 50 Pro-
zent. Dabei werden geringere Aufwendungen für Verpflegung dadurch unterstellt, dass sich 
die oder der Dienstreisende bei einem Aufenthalt am auswärtigen Geschäftsort von mehr als 
14 Tagen mit den dortigen Gegebenheiten vertraut machen kann. Die Regelung zur Kürzung 
des Tagegeldes in § 6 Absatz 2 erfasst auch das ermäßigte Tagegeld. Zudem werden Rege-
lungen zur Erstattung von notwendigen Übernachtungskosten sowie zu Reisebeihilfen für 
Heimfahrten getroffen. Auch für die Fälle des längeren Aufenthalts am Geschäftsort besteht 
die Möglichkeit, eine Aufwandsvergütung entsprechend § 6 Absatz 3 zu gewähren. 
 
Zu § 10 
 
§ 10 regelt die Höhe der Reisekostenvergütung bei Reisen zum Zwecke der Fortbildung, die 
teilweise in dienstlichem Interesse liegen (bisheriger § 16 LRKG).  
 
Die Regelung entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung zu Reisen zum Zwecke der Fort-
bildung, die teilweise in dienstlichem Interesse liegen. Sie wurde klarstellend dahingehend er-
gänzt, dass eine Reisekostenvergütung nur bei Fortbildungen außerhalb des Dienst- oder 
Wohnorts gezahlt wird. 
 
Zu § 11 
 
Die Regelung der Pauschvergütung entspricht inhaltlich dem bisherigen § 3 Absatz 3 LRKG. 
Aufgrund des Wegfalls des bisherigen § 1 Absatz 2 LRKG wurde der Wortlaut der Vorschrift 
redaktionell angepasst. 
 
Zu § 12 
 
Die Vorschrift regelt die Höhe der Reisekostenvergütung bei Erkrankung während einer 
Dienstreise. Gegenüber der bisherigen Regelung in § 12 LRKG wird die Besuchsreise eines 
Angehörigen in Satz 3 aus Gründen der Normenklarheit neu geregelt. Auch hier entfällt der 
Verweis auf die Regelungen der Trennungsentschädigungsverordnung. Im Übrigen entspricht 
der Wortlaut der Vorschrift dem des bisherigen § 12 LRKG. 
 
Zu § 13 
 
§ 13 regelt die Verbindung von Dienstreisen mit anderen Reisen. 
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 enthält eine redaktionelle Änderung gegenüber der Regelung im bisherigen  
§ 13 LRKG. Die Vorschrift regelt die Höhe der Reisekostenvergütung für den Fall, dass eine 
Dienstreise mit einer Urlaubs- oder anderen privaten Reise verbunden wird.  
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 regelt die Höhe der Reisekostenvergütung in den Fällen, in denen angeordnet oder 
genehmigt wurde, die Dienstreise an einem anderen Ort als dem Dienst- oder Wohnort  
(§ 2 Absatz 5) zu beginnen und/oder zu beenden. Damit regelt die Vorschrift nunmehr auch 
die Erledigung eines Dienstgeschäfts auf der Urlaubshinreise. Ein vorübergehender 
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Aufenthaltsort, an dem sich Dienstreisende befinden, ohne Urlaub zu haben, wird dem Ur-
laubsort gleichgestellt. 
 
Zu Absatz 3 
 
Absatz 3 entspricht inhaltlich der Regelung des bisherigen § 13 Absatz 3 LRKG. Aufgrund des 
Sachzusammenhangs wird die im bisherigen § 2 Absatz 1 Satz 4 normierte Fiktion einer 
Dienstreise für Reisen von einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienenden Ort zum 
Dienstort an dieser Stelle in die gesetzlichen Regelungen eingearbeitet. 
 
Zu § 14 
 
Die Vorschrift beinhaltet die Definition der „Auslandsdienstreise“ (Absatz 1) sowie eine Ver-
ordnungsermächtigung (Absatz 2).  
 
Die im bisherigen § 20 LRKG verankerte zentrale Ermächtigungsgrundlage zum Erlass von 
Rechtsverordnungen entfällt. Die einzelnen Ermächtigungsgrundlagen werden wegen des 
Sachzusammenhangs bei den jeweiligen Rechtsvorschriften abgebildet. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift enthält die im bisherigen § 15 Satz 1 LRKG enthaltene Definition der „Auslands-
dienstreise“. Mit der Neuregelung entfällt die bisherige Behandlung der eintägigen Dienstrei-
sen in ausländische Grenzorte als Inlandsdienstreisen aus Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung. Eintägige Dienstreisen in ausländische Grenzorte sind Auslandsdienstreisen. 
 
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 enthält die Ermächtigung, wegen der besonderen Verhältnisse im Ausland abwei-
chende Regelungen über die Reisekostenvergütung bei Auslandsdienstreisen zu erlassen. 
Die Verordnungskompetenz hat entsprechend der bisherigen Regelung das Ministerium der 
Finanzen. 
 
Zu § 15 
 
Die Vorschrift enthält eine Sonderregelung für die reisekostenrechtliche Entschädigung der 
Beschäftigten im Gerichtsvollzieher- und Justizvollziehungsdienst. 
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 18 LRKG. Die Vorschrift wurde sprachlich neu 
gefasst und enthält Folgeänderungen (Wegfalls des Begriffs „Dienstgang“).  
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 enthält die Ermächtigung, Einzelheiten der reisekostenrechtlichen Entschädigung 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Verordnungsgeber ist aufgrund des Sachzusammenhangs 
nunmehr das Ministerium der Justiz. 
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Zu § 16 
 
Das Landesreisekostengesetz regelt auch die Erstattung von Auslagen aus Anlass der Abord-
nung. Insoweit sieht die Vorschrift für bestimmte Fallgruppen die Gewährung von Trennungs-
entschädigung vor. Umfang und Höhe der Trennungsentschädigung werden durch Rechtsver-
ordnung geregelt. 
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 regelt inhaltsgleich zum bisherigen § 17 Absatz 1 LRKG die Gewährung von Tren-
nungsentschädigung in den Fällen der Abordnung, der vorübergehenden dienstlichen Tätig-
keit bei einer anderen Stelle als einer Dienststelle (abordnungsgleiche Maßnahme) und der 
Zuweisung nach § 20 Beamtenstatusgesetz. Der Wortlaut wurde insoweit gegenüber der bis-
herigen Regelung redaktionell angepasst. Satz 3 enthält die Ermächtigungsgrundlage zum 
Erlass einer Rechtsverordnung zur Regelung von Umfang und Höhe der Trennungsentschä-
digung durch das Ministerium der Finanzen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 fasst die Absätze 2 und 3 des bisherigen § 17 LRKG zusammen und regelt inhalts-
gleich die Gewährung von Trennungsentschädigung in den Fällen der Zuweisung von Beam-
tinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst zu einer auswärtigen Ausbildungs-
stelle sowie in Fällen der Abordnung ohne Zusage der Umzugskostenvergütung zwischen In-
land und Ausland. Insoweit enthält Satz 2 die Verordnungsermächtigung zum Erlass von ab-
weichenden Vorschriften aufgrund der besonderen Verhältnisse im Ausland. 
 
Zu § 17 
 
Der Wortlaut der Vorschrift entspricht dem des bisherigen § 19 LRKG.  
 
Zu § 18 
 
Die zentrale Bearbeitung von Reisekosten und Trennungsentschädigung ist eine Empfehlung 
des Landesrechnungshofs zur Optimierung des Reisekostenmanagements in der Landesver-
waltung. Die Vorschrift enthält die Ermächtigungsgrundlage zum Erlass einer entsprechenden 
Rechtsverordnung durch die Landesregierung. 
 
Zu § 19 
 
Die Vorschrift regelt in Absatz 1 das Inkrafttreten des Gesetzes und enthält in Absatz 2 eine 
Übergangsregelung für Dienstreisen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes angetreten wurden. 
 
Zu Artikel 2 
 
Zu Nummer 1 
 
Die Einkommensobergrenze für die Berücksichtigungsfähigkeit der krankheits- und pflegebe-
dingten Aufwendungen der Ehegattinnen oder Ehegatten und Lebenspartnerinnen oder Le-
benspartner von Beihilfeberechtigten wird zur Sicherstellung des Parlamentsvorbehalts auf 
Ebene des Gesetzes konkretisiert und fortgeschrieben.  
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Zu Buchstabe a 
 
Die bisher in § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b der Beihilfenverordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen festgelegte Einkommensobergrenze in Höhe von 18 000 Euro wird nunmehr 
auf Ebene des Gesetzes auf 20 000 Euro angehoben. Maßgeblich ist die Summe der Ein-
künfte. Die Anhebung der seit 2002 unverändert gebliebenen Einkommensobergrenze trägt 
dem Umstand der seither eingetretenen Lohn- und Rentenentwicklung in maßvoller Höhe 
Rechnung. Der Ausschluss der Beihilfe für Aufwendungen der Ehegattinnen oder Ehegatten 
und Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner ab einer Summe der Einkünfte von mehr als 20 
000 Euro wird dem subsidiären Charakter der Beihilfe gerecht. Es bedarf insoweit nicht mehr 
der Fürsorgepflicht des Dienstherrn. 
 
Zu Buchstabe b 
 
Bei erstmaligen Rentenbezug ab dem 1. Januar 2022 wird unabhängig von der steuerlichen 
Behandlung einheitlich auf den Bruttorentenbetrag abgestellt, da durch die wiederkehrenden 
Zahlungen eine ausreichende wirtschaftliche und finanzielle Grundlage sowie Liquidität bei 
Überschreiten des Grenzbetrages begründet wird und es keiner weiteren Fürsorge des Dienst-
herrn der beihilfeberechtigten Person bedarf. Zudem wird sichergestellt, dass auch ausländi-
sche Einkünfte in die Prüfung des Grenzbetrages einbezogen werden. Da ein Überschreiten 
der maßgeblichen Einkommensobergrenze für privat versicherte Personen aufgrund der damit 
notwendigen Krankenvollversicherung erhebliche finanzielle Belastungen hervorrufen kann, 
wird eine gesetzlich festgeschriebene regelmäßige Dynamisierung der Einkommensober-
grenze eingeführt. Maßgeblicher Bezugswert ist die jährliche Rentensteigerung West.  
 
Zu Nummer 2 
 
Zu Buchstabe a 
 
Der Rahmen für die Höhe von Eigenbeteiligungen bei Wahlleistungen im Krankenhaus wird 
zugunsten der Beihilfeberechtigten herabgesetzt.  
 
Zu Buchstabe b 
 
Redaktionelle Anpassung. 
 
Zu Buchstabe c 
 
Entsprechende Reduzierung des Rahmens für die Eigenbeteiligung bei Behandlungen in 
Krankenhäusern ohne Zulassung nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (siehe 
Begründung zu Doppelbuchstabe aa). 
 
Zu Buchstabe d 
 
Entgegen der bisherigen Regelung in der Beihilfenverordnung des Landes Nordrhein-Westfa-
len wird die Möglichkeit einer Krankenhausbehandlung in einer Rehabilitationseinrichtung 
ohne Zulassung nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch geschaffen. Um Abgren-
zungsprobleme zwischen Aufwendungen für stationäre Rehabilitationsmaßnahmen und Kran-
kenhausbehandlungen im Vorfeld eines geplanten Aufenthalts in diesen gemischten Anstalten 
klären zu können, wird – wie bereits bei stationären Rehabilitationsmaßnahmen üblich – auch 
für den Krankenhausaufenthalt in einer Abteilung ohne formelle Krankenhauszulassung ein 
Voranerkennungsverfahren eingeführt. Beihilfeberechtigte können so wirkungsvoll vor unge-
wollten Eigenbeteiligungen geschützt werden.  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14306 

 
 

34 

Zu Nummer 3 
 
Bei der Erhebung der Kostendämpfungspauschale wird aus verwaltungsökonomischen Grün-
den nicht mehr auf das Entstehen, sondern auf die Inrechnungstellung der Aufwendungen 
abgestellt. Hierdurch wird der Verwaltungsaufwand in den Beihilfestellen gesenkt und dadurch 
die Bearbeitung insbesondere zu Beginn eines Jahres beschleunigt. Diese in der Praxis be-
reits aus Vereinfachungsgründen angewandte Methode wird durch die gesetzliche Regelung 
abgesichert. 
 
Zu Nummer 4 
 
Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 8. Satz 4 wird als gesetzliche Klarstellung zur Rechtssi-
cherheit angefügt. Insbesondere in Bezug auf nicht beihilfefähige Arzneimittel wurde der ab-
schließende Charakter der Regelung durch die Rechtsprechung nicht beachtet.  
 
Für schwerwiegend chronisch kranke Beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Perso-
nen gelten keine abweichenden Regelungen. Insbesondere für schriftlich verordnete ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel ist anders als nach den Bestimmungen des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch keine gesonderte Zuzahlung je Medikament zu leisten. Hinsichtlich der Bei-
hilfe gibt es über die Kostendämpfungspauschale hinaus keine steigende finanzielle Belastung 
in Abhängigkeit vom Schweregrad der individuellen gesundheitlichen Beeinträchtigungen der 
beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähigen Personen. Die Gründe für die Einführung 
der Chroniker-Regelungen im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 62 Absatz 1 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) greifen daher für eine wirkungsgleiche Übertragung in die 
Belastungsgrenze des Beihilfenrechts des Landes Nordrhein-Westfalen nicht. Nicht verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel sind dann beihilfefähig, wenn auch nach den Bestimmungen des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch und den dazu ergangenen Beschlüssen des Gemeinsamen 
Bundesausschusses ausnahmsweise ein Anspruch auf Versorgung besteht. Eine Besserstel-
lung von Beihilfeberechtigten gegenüber gesetzlich krankenversicherten Personen ist insoweit 
nicht beabsichtigt. 
 
Zu Nummer 5  
 
Mit dem neuen Absatz 9 wird eine Ermächtigungsgrundlage für eine maschinelle Festsetzung 
sowie für ein automationsgestütztes Risikomanagementsystem geschaffen. Durch die weitere 
Automation der Beihilfebearbeitung wird die Bearbeitungszeit reduziert und die Bearbeitungs-
qualität in der Beihilfe insbesondere in risikoarmen Fällen erhöht. 
 
Zu Nummer 6 
 
Der bisherige Absatz 8 wird aufgrund der Systematik der neue Absatz 10 und redaktionell 
angepasst. Es handelt sich um eine sachgerechte Verortung. 
 
Zu Artikel 3 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
 
 


